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I. Allgemeines

1. Grundlagen

1 Grundlagen für die vorliegenden internen GwG-Richtlinien (nachfolgend "Richtlinien") sind das GwG samt Ausführungserlassen, die Statuten der SRO SAV/SNV (nachfolgend "Statuten SRO") sowie das Reglement SRO SAV/SNV (nachfolgend "Reglement SRO") - alle in der jeweils gültigen Fassung.
2 Ergänzend beizuziehen sind insbesondere die Geldwäschereiverordnung-FINMA (GwV-FINMA; SR 955.033.0) und die Verordnung über die Bekämpfung der Geldwäscherei und der Terrorismusfinanzierung (Geldwäschereiverordnung, GwV; SR 955.01).
3 Das Musterdossier mit den Dok. 00 bis 08 bildet Bestandteil dieser Richtlinien.
2. Grundsätze

4 Die Gewähr für eine einwandfreie Geschäftstätigkeit und damit zusammenhängend der Schutz des guten Rufs der Kanzlei stehen immer im Vordergrund bei der Kanzleitätigkeit. Handlungen, die der Gewähr oder dem guten Ruf abträglich sein können, sind daher zu unterlassen. Es sind vor allem die Grundsätze und Organisation gemäss Art. 13 des Reglement SRO stets zu beachten.
5 Die Kanzlei beachtet insbesondere, dass auch bei Tätigkeiten mit Auslandbezug entsprechende Regeln zur Anwendung gelangen, wofür auf Art. 13 Abs. 3bis und 19 Abs. 2bis Reglement SRO verwiesen wird.

6 Es gilt bei der Betreuung der FI-Mandate der Grundsatz des risikoorientierten Ansatzes. Die Mandate werden bei Eröffnung in Risikogruppen eingeteilt, wobei es eine Gruppe mit normalem Risiko und eine Gruppe mit erhöhtem Risiko gibt. Je nach Risiko sind die zu treffenden Massnahmen unterschiedlich. Die Einteilung ist regelmässig zu überprüfen.
3. Begriffe

7 Soweit in den vorliegenden Richtlinien nicht anders definiert, gelten die Begriffsdefinitionen gemäss GwG (einschliesslich den Ausführungserlassen zum GwG) und gemäss Reglement SRO. 
8 Die SRO SAV/SNV wird nachfolgend mit "SRO" abgekürzt.
9 Mit dem Begriff "Anwalt" sind jeweils auch die Notare, die Anwältinnen und die Notarinnen erfasst. 

10 Finanzintermediär wird mit "FI" abgekürzt.

11 Als FI-Dossier wird ein dem GwG unterstelltes Dossier bezeichnet.
4. Geltungsbereich GwG

Betreffend den zeitlichen, räumlichen und persönlichen Geltungsbereich des GwG wird auf die einschlägige Literatur, die Rechtsprechung und auf die Publikationen der FINMA verwiesen, namentlich auf das "Sonderbulletin zum Geldwäschereigesetz (GwG) 1/2011": 
www.finma.ch/de/news/2011/11/aktuell-sonderbulletin-gwg
12 Der Praxis und den Entscheiden der FINMA über die Auslegung und Anwendung des GwG kommt aufgrund ihrer Funktion als Aufsichtsbehörde erhöhte Bedeutung zu.

5. Organisatorisches
5.1. Oberstes Leitungsorgan 
13 Das oberste Leitungsorgan ergibt sich aufgrund der Organisation des FIs und ist [………]. 

14 Das oberste Leitungsorgan hat die in diesen Richtlinien genannten Aufgaben und Verantwortung und bezeichnet insbesondere die Geldwäschereifachstelle.
15 Das oberste Leitungsorgan entscheidet unter Beizug der Geldwäschereifachstelle über die Aufnahme und jährlich über die Weiterführung von Geschäftsbeziehungen mit erhöhtem Risiko und PEPs, soweit diese Aufgabe nicht einem anderen Organ zugewiesen ist.
5.2. Geldwäschereifachstelle
16 Bei einem Kollektivanschluss oder bei einem Anschluss als juristische Person bzw. als Personengesellschaft ist eine Geldwäschereifachstelle (ein bis zwei Personen) zu bestimmen (Art. 53 Abs. 5 und Abs. 6 Reglement SRO).
17 Die Geldwäschereifachstelle ist von Personen zu besetzen, die über einschlägige Aus- und Weiterbildung, Kenntnisse und Erfahrung im Bereich Geldwäschereibekämpfung verfügen. Die Kenntnisse sind regelmässig zu aktualisieren.

18 Folgende Person ist Geldwäschereifachstelle:  
[………]

[Telefon- und Fax-Nummer]
[E-Mail]
19 Ihr Stellvertreter (fakultativ) ist:

[………]

[Telefon- und Fax-Nummer] 

[E-Mail] 
20 Die Geldwäschereifachstelle ist Auskunftsstelle innerhalb der Kanzlei zu GwG-Fragen, trägt die Ausbildungsverantwortung innerhalb der Kanzlei und ist Kontaktperson gegenüber der SRO.

21 Die Geldwäschereifachstelle stellt sicher, dass das oberste Leitungsorgan die für seinen Entscheid über die Aufnahme oder Weiterführung von Geschäftsbeziehungen nötigen Entscheidgrundlagen verfügt (vgl. FN 15).

22 Die weiteren Aufgaben und die Verantwortlichkeit der Geldwäschereifachstelle ergeben sich im Übrigen aus dem Reglement SRO und diesen Richtlinien. Sie ist überall dort verantwortlich, wo die Verantwortung nicht einer anderen Person oder Stelle übertragen ist. 

Version für Kollektivanschluss und Anschluss als juristische Person/Personengesellschaft:
23 Sie übernimmt insbesondere die Funktion der beratenden Geldwäschereifachstelle gemäss Art. 53 Abs. 5 Reglement SRO und Art. 24 GwV-FINMA. 
Version für Kanzleien ab 20 Personen, welche eine unterstellungspflichtige Tätigkeit ausüben:

Die Aufgaben und die Verantwortlichkeit der Geldwäschereifachstelle ergeben sich aus dem Reglement SRO und diesen Richtlinien. Sie übernimmt insbesondere die Funktion der kontrollierenden Geldwäschereifachstelle gemäss Art. 53 Abs. 6 Reglement SRO und Art. 25 GwV-FINMA. 
5.3. FI-Dossier

24 Der mandatsverantwortliche Anwalt ist verantwortlich für die Erstellung des FI-Dossiers. 
25 Im FI-Dossier sind alle im Rahmen des GwG und des Reglements SRO relevanten Informa​tionen enthalten.
26 Das FI-Dossier ist gemäss dem Inhaltsverzeichnis für FI-Dossiers (Dok. 00) zu gliedern. 

27 Es stehen folgende Musterdokumente zur Verfügung, welche in der Regel ausgefüllt im Dossier abzulegen sind:

00
Inhaltsverzeichnis
01
Identifizierung der Vertragspartei

02
Feststellung der wirtschaftlich berechtigten Person

03
Feststellung des Kontrollinhabers

04A
Klientenprofil natürliche Person

04B
Klientenprofil juristische Person

05A
Risikokriterien Geschäftsbeziehungen und Transaktionen
05B
Risikoeinteilung Geschäftsbeziehung und Transaktionen
06
Klientenhistory

07
Transaktionsjournal
08
Transaktionsnotiz
28 Bei Bedarf sind weitere Dokumente zu erstellen bzw. im Dossier abzulegen.
29 Die FI-Dossiers werden gesondert von den übrigen Dossiers der Kanzlei aufbewahrt. 

5.4. Liste und Nummerierung der FI-Dossiers

30 Innerhalb der Kanzlei wird eine nummerierte Liste (GwG-Liste) mit sämtlichen FI-Dossiers zentral unter der Verantwortung der Geldwäschereifachstelle geführt. 

31 Dabei wird jedem Dossier eine Nummer/Bezeichnung zugeordnet, welche keinem anderen Dossier - auch keinem geschlossenen oder archivierten Dossier - zugeordnet werden darf. Die Liste beinhaltet auch die seit weniger als zehn Jahren geschlossenen Dossiers (Art. 19 Abs. 3 Reglement SRO).

32 Die Liste wird zusammen mit den FI-Dossiers aufbewahrt.

5.5. Datenbank

33 Zudem wird eine Datenbank, welche mit der Liste identisch sein kann, geführt, in welcher folgende Angaben gespeichert und abrufbar sind:

a) Vertragsparteien

b) wirtschaftlich berechtigte Personen
c) Kontrollinhaber
d) Bevollmächtigte

e) Organmitglieder

f) Name aller Personen, welche Zugriff auf Bankkonten haben
5.6. Interne Kontrolle und Revision

34 Die interne Kontrolle und Aktualisierung der Kundendokumentation wird durch die Geldwäschereifachstelle, soweit eine solche eingerichtet ist, vorgenommen und dokumentiert. Ansonsten bezeichnet der FI schriftlich die folgende/n Person/en, welche mit diesen Aufgaben betraut ist/sind:

,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,,
Sie hat mindestens einmal im Jahr stattzufinden. Dabei sind die Dossiers auf ihre Aktualität und Vollständigkeit zu prüfen (insbesondere die Nachführung des Klientenprofils, des ergänzten Transaktionsjournals, der Vollständigkeit der Transaktions-Belege des Finanzinstitutes und die Einteilung des Dossiers in die Risikokategorie).
35 Die Resultate, namentlich Empfehlungen und weitere Massnahmen sowie die Kontrolle selber sind zu dokumentieren. Für die Mängelbehebung ist eine Frist anzusetzen. Die Umsetzung ist durch die Geldwäschereifachstelle zu überwachen.
5.7. Externe Kontrolle

36 Die externe Kontrolle wird durch die SRO vorgenommen. Die Geldwäschereifachstelle respektive die in Rz 34 bezeichnete Person organisiert die Kontrolle.
5.8. Berichterstattung an die SRO 

37 Die Kanzlei erstattet der SRO jedes Jahr bis spätestens am 31. Januar schriftlich Bericht über das vorangehende Kalenderjahr (Jahresbericht; Art. 15 Reglement SRO).

38 Der Jahresbericht ist unter Verwendung des von der SRO herausgegebenen Formulars einzureichen (Art. 16 Abs. 2 Reglement SRO). 
39 Die mandatsverantwortlichen Anwälte sind verpflichtet, der Geldwäschereifachstelle respektive die in Rz 34 bezeichnete Person (Stand 31. Dezember des Vorjahres) bis spätestens 15. Januar des jeweiligen Jahres insbesondere mitzuteilen, wie viele Dossiers sie führen, wie viele Dossiers während des Jahres geschlossen und wie viele eröffnet wurden, wie viele Dossiers mit "erhöhtem Risiko"
 eingestuft und wie viele Meldungen an die Meldestelle für Geldwäscherei erfolgten. Sie haben zudem anzugeben, in welchen Bereichen schwergewichtig ihre FI‐Tätigkeit erfolgt. 

5.9. Meldung von Mutationen
40 Üben Personen in der Kanzlei neu GwG Tätigkeiten aus (Neueinstellung, Wechsel der Tätigkeit), muss innerhalb eines Monates eine Meldung an die SRO erfolgen. Die Sorgfalts- und Meldepflichten sind auch durch diese Person sofort einzuhalten. Gleiches gilt, wenn gemeldete Personen keine GwG-relevante Tätigkeiten mehr ausüben oder die Kanzlei verlassen.

41 Die SRO wird auch informiert, wenn eine Person neu für die Kanzlei zeichnungsberechtigt wird oder wenn zeichnungsberechtigte Mitarbeiter ausscheiden.

5.10. Verantwortung

42 Sofern und soweit die übrigen Bestimmungen dieser internen Richtlinien die Verantwortung für die jeweilige Tätigkeit nicht anders festlegen, gilt folgendes:

g) Der mandatsverantwortliche Anwalt ist für die Qualifikation und Dokumentation des Mandates und der Transaktionen (Triage GwG, Identifikation der Vertragspartei, Feststellung und Prüfung der Identität der wirtschaftlich berechtigten Person oder des Kontrollinhabers, Erstellen Klientenprofil und Zuteilung Risikogruppe, Erstellen, Führung und Aktualisierung FI-Dossier etc.) verantwortlich.
h) Der mandatsverantwortliche Anwalt ist bei seinen FI-Mandaten und bei Büro-FI-Man​daten, die durch ihm kanzleiintern bzw. in personeller Hinsicht unterstellte Anwälte geführt werden, für die Einhaltung der massgeblichen Bestimmungen des GwG, des Reglements SRO, dieser internen Richtlinien und weiterer einschlägiger Erlasse verantwortlich.
i) Der mandatsverantwortliche Anwalt stellt Antrag an das oberste Leitungsorgan, in welche Risikogruppe gemäss Rz 52 ff. das Mandat einzuteilen ist.
j) Die Geldwäschereifachstelle respektive die in Rz 34 bezeichnete Person ist für die Anpassung dieser internen Richtlinien, die interne Schulung, die externe Weiterbildung, die interne Revision, die Führung der Liste aller FI-Dossiers, die Beratung des obersten Leitungsorgans und der mit den FI-Dossiers befassten Mitarbeitern, den Kontakt mit der SRO und Behörden sowie die Erstellung des Jahresberichts zuständig. Ebenfalls ist sie zuständig für die Kontrolle der Einhaltung der mass​geblichen Regeln und das Ergreifen der notwendigen Massnahmen. 
k) Die Geldwäschereifachstelle respektive die in Rz 34 bezeichnete Person führt eine Liste aller FI-Mandate der Kanzlei. Der Eintrag eines neuen FI-Mandates in die nummerierte Liste (Rz 30 ff) hat in der Regel innerhalb von fünf Arbeitstagen nach Orientierung durch den mandatsverantwortlichen Anwalt zu erfolgen. Überdies hat jeder FI persönlich eine Liste mit seinen FI-Mandaten zu führen.

II. Anweisungen Betreffend FI-Mandate
1. Instruktionsaufnahme und Zuteilung des Mandates (Triage GwG)

43 Bei Annahme eines Mandates und bei Änderung des Inhalts eines Mandates ist zu prüfen, ob die Tätigkeit (ganz oder teilweise) dem GwG unterliegt (Triage GwG) und damit als Finanzintermediations-Mandat (FI-Mandat) zu qualifizieren ist.
44 Der mandatsverantwortliche Anwalt nimmt die Beurteilung selbständig vor. Im Zweifel wendet er sich an die Geldwäschereifachstelle respektive die in Rz 34 bezeichnete Person innerhalb der Kanzlei.

45 Falls das Mandat nicht als FI-Mandat zu qualifizieren ist, gilt das in der Kanzlei übliche Verfahren.

2. Vorgehen bei FI-Mandaten

46 Im Rahmen der Eröffnung sind folgende Schritte sofort vorzunehmen:
l) Identifizierung der Vertragspartei (Dok. 01) (Art. 21 bis 29 Reglement SRO); 
m) Feststellung der wirtschaftlich berechtigten Person (Dok. 02) und/oder des Kontrollinhabers (Dok. 03) (Art. 30 bis 37 Reglement SRO); 

n) Erstellen des Klientenprofils (Dok. 04A oder Dok. 04B) (Art. 52 Reglement SRO);

o) Zuteilung des Mandates zu einer Risikogruppe (Dok. 05B) (Art. 41 Reglement SRO).

47 Die Geldwäschereifachstelle respektive die in Rz 34 bezeichnete Person ist über die Eröffnung eines FI-Mandates auf dokumentierbare Weise zu orientieren. Die Orientierung hat in der Regel innerhalb von fünf Arbeitstagen nach Mandatsannahme zu erfolgen. Die übliche Mitteilung eines neu akquirierten gewöhnlichen Anwaltsmandates ersetzt die Mitteilung über die Eröffnung eines FI-Mandates nicht.

48 Es ist ein FI-Dossier (Rz 24 ff.) zu erstellen. Die Gliederung des Musterdossiers (Dok. 00) sowie die dazugehörigen Musterdokumente liegen im Anhang bei.

49 Ob zusätzlich ein für nicht FI-Mandate ("gewöhnliche Anwaltsmandate") übliches Dossier zu erstellen ist, entscheidet der mandatsverantwortliche Anwalt.
3. Insbesondere Erstellen Riosikokriterien, Klientenprofil und Zuteilung Risikogruppe 
50 Es ist entweder ein Klientenprofil für eine natürliche oder für eine juristische Person zu erstellen (Dok. 04A oder Dok. 04B). 
51 Es ist insbesondere für jedes FI-Dossier (Rz 24 ff.) eine an das Transaktionsvolumen und die Höhe der ein- bzw. ausgehenden Zahlungen angepasste Transaktionslimite (Art. 40 Abs. 1 lit. c) und d) Reglement SRO festzulegen.

52 Das Mandat ist im Rahmen der Eröffnung in die Risikogruppe normales Risiko oder erhöhtes Risiko einzuteilen. Dabei übernimmt das oberste Leitungsorgan bzw. bei dessen Fehlen der FI die in Art. 40 Reglement SRO festgelegten Aufgaben. 
53 Die Kriterien für die Einteilung der Mandate in Geschäftsbeziehungen respektive in Transaktionen mit erhöhtem Risiko sind im Anhang "Risikokriterien Geschäftsbeziehungen und Transaktionen" (Dok. 05A) enthalten.

54 Ein Mandat gilt als eines mit erhöhtem Risiko, wenn hinsichtlich der Geschäftsbeziehung oder der vorzunehmenden Transaktion eines oder mehrere der Kriterien gemäss Art. 41 und/oder Art. 42 Reglement SRO erfüllt sind. Die Kriterien sind im Dokument "Risikokriterien Geschäftsbeziehungen und Transaktionen" (Dok. 05A) enthalten. Die Beurteilung ob diese Kriterien für das einzelne Mandat erfüllt sind, ist im Dokument "Risikoeinteilung Geschäftsbeziehung und Transaktionen" (Dok. 05B) zu dokumentieren. 
55 Bei einer Zuteilung in die Gruppe mit erhöhtem Risiko sind im Klientenprofil die mit * bezeichneten Angaben in jedem Fall und mit besonderer Sorgfalt abzuklären (erweiterte Abklärungen betreffend Vertragspartei sowie wirtschaftlich berechtigter Person und Kontrollinhaber).
56 Die Abklärungen sind zu dokumentieren und die in diesem Zusammenhang erstellten Dokumente und eingeholten Unterlagen sind im Dossier aufzubewahren.
57 Erfolgt die Zuteilung des Mandates in die Gruppe mit normalem Risiko, entfallen die erweiterten Abklärungen betreffend wirtschaftlichen Hintergrund und Zweck der fraglichen Geschäftsbeziehung oder Transaktion. Vorbehalten bleibt die Pflicht zur Vornahme der besonderen Abklärungen zu einem späteren Zeitpunkt, sollte die Geschäftsbeziehung oder die Transaktion im Nachhinein ein erhöhtes Risiko darstellen (Art. 40 bis 45 Reglement SRO).
58 Zusammen mit der Risikozuteilung des Mandats ist hinsichtlich der einzelnen Transaktionen im Zusammenhang mit dem Mandat festzuhalten, wann eine Transaktion als eine solche mit erhöhtem Risiko zu gelten hat, wobei die Kriterien gemäss Art. 42 Reglement SRO und ihre Konkretisierung für das Mandat im Dokument "Risikoeinteilung Geschäftsbeziehung und Transaktionen" (Dok. 05B) zur Anwendung gelangen.
4. Laufende Pflichten beim Führen des FI-Mandates

4.1. Qualifikation von Transaktionen (Triage Transaktion)

59 Transaktionen sind wirksam zu überwachen. Die Kriterien sind im Dokument "Risikokriterien Geschäftsbeziehungen und Transaktionen" (Dok 05A) enthalten. Ob diese Kriterien erfüllt sind, ist unter Konsultation des Anhangs "Anhaltspunkte für Geldwäscherei" zur GwV-FINMA zusammen mit dem Dokument "Risikoeinteilung Geschäftsbeziehung und Transaktionen" (Dok. 05B) für die Transaktionen jeweils abzuklären, d.h. es ist festzustellen und gegebenenfalls zu dokumentieren, ob eine konkrete Transaktion in die Gruppe mit erhöhtem oder mit normalem Risiko gehört (Art. 43 Reglement SRO).

60 Wird eine Transaktion als eine solche mit erhöhtem Risiko eingestuft, so bedarf es zwingend erweiterter Abklärungen (Art. 44 Reglement SRO). Siehe dazu Rz 70 ff..
61 Aufgrund der Abklärungen ist zusammen mit der Geldwäschereifachstelle respektive die in Rz 34 bezeichnete Person ein Beschluss über Massnahmen zu treffen. Dieser kann auch darin bestehen, dass keine weiteren Schritte zu unternehmen sind. Ein aufgrund der Abklärungen gefasster Beschluss ist festzuhalten und zusammen mit den Abklärungsresultaten und allfälligen Belegen im Dossier aufzubewahren. Dies gilt auch für einen Beschluss, auf Handlungen zu verzichten.
62 Sämtliche Transaktionen, welche als Transaktion mit erhöhtem Risiko qualifiziert werden, sind im Transaktionsjournal festzuhalten (Dok. 07) und mittels Transaktionsnotiz (Dok. 08) zu dokumentieren. 
63 Eine Transaktion, welche die im Klientenprofil festgelegten Transaktionslimiten (Rz 51) übersteigen, ist auf jeden Fall im Transaktionsjournal aufzuführen und es ist eine entsprechende Transaktionsnotiz zu erstellen. Gegebenenfalls haben besondere Abklärungen zu erfolgen (Rz 70 ff).
4.2. Periodische Überprüfung der GwG-relevanten Informationen

64 Das Klientenprofil und die Risikozuteilung des Mandats sind periodisch zu überprüfen. Bei Änderungen im beruflichen oder persönlichen Umfeld der Vertragspartei, der wirtschaftlich berechtigten Person, des Kontrollinhabers oder eines Begünstigten sind sie anzupassen. 
65 Die überholten Klientenprofile und Risikozuteilung sind aufzubewahren. 
66 Aus den Änderungen muss sich die Entwicklung des Mandates ergeben, so dass eine eigentliche Klientenhistory entsteht. Die Änderungen müssen somit aus dem Klientenprofil (Dok. 04A oder Dok. 04B) einerseits und aus der Klientenhistory (Dok. 06) andererseits sowie den Einschätzungen der Geschäftsbeziehungen ersichtlich sein.

67 Erfährt der mandatsverantwortliche Anwalt von einem der unter Rz 68 genannten Ereignisse, nimmt er unverzüglich eine Überprüfung vor.

68 Aufzuzeichnen sind namentlich im persönlichen bzw. beruflichen Umfeld der Vertragspartei, der wirtschaftlich berechtigten Person, des Kontrollinhabers oder eines Begünstigten:

p) Tod der Vertragspartei (oder der wirtschaftlich berechtigten Person oder des Kontrollinhabers), deren Ehefrau, der Kinder, der Partnerin oder anderer naher Verwandter bzw. Bekannter oder Begünstigter;
q) Geburt von Kindern;
r) Scheidung und Trennung;
s) Bedeutende Erbschaften oder Anwartschaften;
t) Änderungen des Wohnsitzes, Aufenthaltsortes, der Nationalität etc.;
u) Kauf, Verkauf oder Fusion der Firma der Vertragspartei, der wirtschaftlich berechtigten Person oder des Kontrollinhabers (einschliesslich Angaben zur jeweiligen Gegenpartei), Grösse, Umsatz, Geschäftsberichte;
v) Bedeutender Gewinn oder Verlust der Firma der Vertragspartei, der wirtschaftlich berechtigten Person oder des Kontrollinhabers;
w) Bedeutende Kunden der Vertragspartei, der wirtschaftlich berechtigten Person oder des Kontrollinhabers;
x) Änderungen im politischen Umfeld der Vertragspartei, der wirtschaftlich berechtigten Person oder des Kontrollinhabers.
4.3. Wiederholung der Identifizierung
69 Eine Wiederholung der Identifizierung hat gemäss Art. 38 Reglement SRO stattzufinden.

4.4. Insbesondere erweiterte Abklärungen 
70 Gibt es bei Transaktionen eine Anfangsvermutung betreffend Geldwäscherei oder Terrorismusfinanzierung oder liegen erste Anhaltspunkte vor, dass die Vermögenswerte unter die in Art. 9 GwG genannten Kriterien fallen, sind unter Meldung an die Geldwäschereifachstelle respektive die in Rz 34 bezeichnete Person zeitverzugslos erweiterte Abklärungen zu treffen.

71 Die Abklärungen umfassen je nach den Umständen insbesondere, aber nicht ausschliesslich, das Einholen von schriftlichen und/oder mündlichen Auskünften von der Vertragspartei, der wirtschaftlich berechtigten Person oder vom Kontrollinhaber, Besuche am Ort der Geschäftstätigkeit der Vertragspartei, der wirtschaftlich berechtigten Person oder des Kontrollinhabers, Konsultation allgemein zugänglicher Quellen und Datenbanken, Erkundigungen bei Dritten.

72 Der mandatsverantwortliche Anwalt hält die von ihm vorgenommenen Abklärungen in einer Aktennotiz fest. Überdies wird festgehalten, zu welchen Ergebnissen die Untersuchungen geführt haben, welche Entscheidungen getroffen wurden und welche Massnahmen unternommen werden. Er informiert die Geldwäschereifachstelle respektive die in Rz 34 bezeichnete Person in geeigneter Weise hierüber.
73 Erhärtet sich die Anfangsvermutung zu einem begründeten Verdacht, ist zu melden. Siehe dazu Rz 82 ff.

74 Es ist insbesondere zu dokumentieren, wenn es zu einem Abbruch der Geschäftsbeziehung (siehe Rz 77 ff.) oder zu einer Meldung (siehe Rz 82 ff.) kommt. Es muss auch festgehalten werden, wenn der mandatsverantwortliche Anwalt entscheidet, dass keine Massnahmen getroffen werden müssen.
75 Die Geldwäschereifachstelle respektive die in Rz 34 bezeichnete Person entscheidet über das weitere Vorgehen.
76 Die entsprechende Aktennotiz ist im FI-Dossier abzulegen.
5. Abbruch der Geschäftsbeziehung

77 Wird ein Abbruch der Geschäftsbeziehung in Erwägung gezogen (Art. 39 Reglement SRO), so muss der mandatsverantwortliche Anwalt eine interne Meldung an die Geldwäschereifachstelle respektive an die in Rz 34 bezeichnete Person machen. Über den Abbruch der Beziehung entscheidet danach das oberste Leitungsorgan unter Beizug der Geldwäschereifachstelle respektive der in Rz 34 bezeichneten Person. Beim Abbruch ist der Paper-Trail zu wahren (Art. 9b GwG).
78 Wird die Geschäftsbeziehung abgebrochen, weil Zweifel an den Angaben der Vertragspartei bestehen oder der Verdacht auf Abgabe wissentlich falscher Angaben entsteht, muss zusätzlich zu den Dokumenten gemäss Rz 97 eine Aktennotiz, welche über die Beendigung und deren Hintergrund Auskunft gibt, aufbewahrt werden. Im Falle des Abbruchs nach einer Meldung muss zudem eine Kopie des Meldeformulars gemäss GwG während zehn Jahren seit der Meldung aufbewahrt werden (Rz 99).
79 Betreffend Herausgabe der Dokumente gilt das unter Rz 100 ff. Gesagte. 

80 Allfällige Vermögenswerte sind in einer Weise auszuhändigen, die den Strafverfolgungsbehörden die Feststellung bzw. Verfolgung des weiteren Verkehrs ermöglicht ("paper trail"). Namentlich sind im Falle, dass die Kanzlei bzw. der mandatsverantwortliche Anwalt rechtlich die Verfügungsmacht über die Vermögenswerte (z.B. aufgrund einer Vollmacht) hat, Barzahlungen oder die physische Aushändigung von Effekten oder Edelmetallen im Wert von über CHF 100'000.00 oder dem Gegenwert in ausländischer Währung zu unterlassen (Art. 39 Abs. 2 und 3 Reglement SRO).

81 Die Geschäftsbeziehungen zur Vertragspartei dürfen nicht mehr abgebrochen werden, wenn die Voraussetzungen der Meldepflicht im Sinne von Art. 9 GwG oder des Melderechts nach Art. 305ter Abs. 2 StGB gegeben sind (Art. 39 Abs. 4 Reglement SRO) oder wenn behördliche Sicherstellungsmassnahmen unmittelbar bevor stehen.
6. Meldepflicht, Vermögenssperre und Informationsverbot

82 Sind der mandatsverantwortliche Anwalt und die Geldwäschereifachstelle der Auffassung, dass die Voraussetzungen der Meldepflicht nach Art. 9 GwG erfüllt sind (vgl. auch den Anhang "Anhaltspunkte für Geldwäscherei" zur GwV-FINMA), orientieren sie unverzüglich das oberste Leitungsorgan.  
83 Die Meldung an die Meldestelle für Geldwäscherei wird vom mandatsverantwortlichen Anwalt und der Geldwäschereifachstelle respektive der in Rz 34 bezeichneten Person vorgenommen und hat schriftlich unter Verwendung des hierfür vorgesehenen Formulars bzw. über die digitale Meldeplattform der Meldestelle zu erfolgen.
84 Kundenaufträge, die gemeldete Vermögenswerte betreffen, führt der FI unter den Voraussetzungen von Art. 9a GwG aus. Es ist insbesondere der Paper-Trail zu wahren.
85 Im Fall einer Meldung an die Meldestelle für Geldwäscherei sperrt der FI die ihm anvertrauten Vermögenswerte, die mit der Meldung nach Art. 9 Abs. 1 lit. a GwG oder nach Art. 305ter Abs. 2 StGB im Zusammenhang stehen, sobald ihm die Meldestelle mitteilt, dass sie diese Meldung an eine Strafverfolgungsbehörde weiterleitet (Art. 10 Abs. 1 GwG). 
86 Er erhält die Vermögenssperre aufrecht, bis eine Verfügung der zuständigen Strafverfolgungsbehörde bei ihm eintrifft, längstens aber fünf Werktage ab dem Zeitpunkt, in dem ihm die Meldestelle die Weiterleitung der Meldung mitgeteilt hat (Art. 10 Abs. 2 GwG). 
87 Die ihm anvertrauten Vermögenswerte, die mit der Meldung nach Art. 9 Abs. 1 lit. c GwG im Zusammenhang stehen, sperrt der FI unverzüglich (Art. 10 Abs. 1bis GwG). Er erhält die Vermögenssperre aufrecht, bis eine Verfügung der zuständigen Strafverfolgungsbehörde bei ihm eintrifft, längstens aber fünf Werktage ab dem Zeitpunkt, in dem ihm die Meldestelle Meldung erstattet hat (Art. 10 Abs. 2 GwG).
88 Geht innerhalb der Frist keine Verfügung der zuständigen Strafverfolgungsbehörde bei der Kanzlei ein, so erfolgt seitens des mandatsverantwortlichen Anwalts und der Geldwäschereifachstelle respektive die in Rz 34 bezeichnete Person eine Orientierung des obersten Leitungsorgans.
89 Über das weitere Vorgehen entscheidet das oberste Leitungsorgan auf Empfehlung der Geldwäschereifachstelle respektive der in Ziffer 34 bezeichneten Person. Der mandatsverantwortliche Anwalt ist verantwortlich, abzuklären und sicherzustellen, ob bzw. dass die Strafverfolgungsbehörde verfügt hat.

90 Der FI darf weder Betroffene noch Dritte darüber informieren, dass er eine Meldung erstattet hat. Nicht als Dritte gilt die SRO, welcher der FI angeschlossen ist (Art. 10a Abs. 1 GwG). Vielmehr hat der FI der SRO zwingend anlässlich der ordentlichen Kontrolle und bei der Abfassung des Jahresberichts von allfälligen Meldungen an die Meldestelle, von Rechtshilfeersuchen und von Beschlagnahmungen in den GwG- Dossiers Kenntnis zu geben. 

91 Einen anderen dem GwG unterstellten FI darf er im Rahmen von Art. 10a Abs. 3 GwG über die Meldung informieren. 
7. Beizug Dritter

7.1. Delegation an einen anderen FI
92 Die allgemeinen Sorgfaltspflichten gemäss GwG (Art. 3 bis 8), Reglement SRO sowie vorliegenden internen Richtlinien können mittels schriftlicher Vereinbarung an einen anderen FI delegiert werden. Dieser FI muss die Voraussetzungen gemäss Reglement SRO erfüllen (Art. 46  Reglement SRO).
7.2. Delegation an einen Dritten (Nicht-FI)

93 Unter den Voraussetzungen gemäss Reglement SRO können die Sorgfaltspflichten gemäss GwG, Reglement SRO sowie vorliegenden internen Richtlinien mittels schriftlicher Vereinbarung an einen Dritten, welcher nicht FI zu sein braucht, delegiert werden (Art. 47 Reglement SRO).

7.3. Allgemeine Regeln

94 Der mandatsverantwortliche Anwalt bleibt in jedem Fall für die pflichtgemässe Erfüllung der delegierten Aufgabe persönlich verantwortlich. Der mandatsverantwortliche Anwalt nimmt eine Kopie der Unterlagen, die zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten gedient haben, zu seinen Akten. Die beauftragte Person bestätigt ihm gegenüber schriftlich, dass die dem mandatsverantwortlichen Anwalt übergebenen Kopien den Originalunterlagen entsprechen. Bei einer in Delegation vorgenommenen besonderen Abklärung hat der mandatsverantwortliche Anwalt seine eigenständige Plausibilisierung vorzunehmen und schriftlich festzuhalten sowie gegebenenfalls eigene Nachforschungen anzustellen (Art. 48 Abs. 1 und 2 Reglement SRO).
95 Die Geldwäschereifachstelle respektive die in Rz 34 bezeichnete Person hat einer Delegation schriftlich zuzustimmen.
96 Eine Weiterdelegation durch die beauftragte Person ist ausgeschlossen (Art. 48 Abs. 3 Reglement SRO).

8. Dokumentations- und Aufbewahrungspflicht

97 Der mandatsverantwortliche Anwalt muss die Dokumente und Belege insbesondere über die Geschäftsbeziehung zu der Vertragspartei, über die wirtschaftlich berechtigte Person, den Kontrollinhaber und über die getätigten Transaktionen so erstellen, dass fachkundige Dritte, insbesondere die SRO, sich ein zuverlässiges Urteil über die Einhaltung der Bestimmungen des GwG, der Statuten der SRO, des Reglements SRO und aller weiteren Rechtsakte der SRO durch den mandatsverantwortlichen Anwalt bilden können. 
98 Die Dokumente und Belege müssen so aufbewahrt werden, dass der mandatsverantwortliche Anwalt Auskunfts- und Beschlagnahmebegehren der Strafverfolgungsbehörden innert angemessener Frist nachkommen kann. Die Dokumente und Belege müssen die Rekonstruktion der einzelnen Transaktionen ermöglichen (Art. 49 Abs. 1 und 2 Reglement SRO).

99 Für die Aufbewahrung der Dokumente und Belege gelten die Art. 50 und 51 des Reglements SRO. 

9. Herausgabe von Dokumenten 

100 Auf Verlangen sind der Vertragspartei Kopien der in Rz 97 ff. bezeichneten Dokumente auszuhändigen. Art. 10a Abs. 1 GwG bleibt vorbehalten.

101 Gegebenenfalls sind der Strafverfolgungsbehörde die Originale der in Rz 97 ff. bezeichneten Dokumente auszuhändigen, wobei von den ausgehändigten Dokumenten jeweils eine Kopie für die eigenen Akten erstellt wird. Die Kopien unterliegen derselben Aufbewahrungspflicht wie unter Rz 99 festgehalten.

III. Inkrafttreten 
102 Die vorliegenden internen Richtlinien treten mit Unterzeichnung durch das oberste Leitungsorgan in Kraft.
103 Die überarbeiteten Anhänge zu den vorliegenden internen Richtlinien sind für neue FI-Mandate nach Inkrafttreten der vorliegenden internen Richtlinien zu verwenden.

104 Für die Änderung der vorliegenden internen Richtlinien samt Anhängen ist die Geldwäschereifachstelle zuständig.

105 Die Geldwäschereifachstelle sorgt dafür, dass den Betroffenen die vorliegenden internen Richtlinien in geeigneter Form kommuniziert werden.

……………………………
……………………………

Ort und Datum 

……………………………
……………………………

Ort und Datum

� Für die Einteilung in "erhöhtes Risiko" gilt jeweils die von der SRO mit dem Formular 'Jahresbericht' publizierte Länderliste. Diese weicht u.U. von den durch die Kanzlei im Dokument 'Risikoeinteilung Geschäftsbeziehung und Transaktionen' (Dok. 05B; vgl. auch Rz � REF _Ref125611606 \r \h � \* MERGEFORMAT �53�) definierten Kriterien ab.






